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tutionen, eines Zusammenwirkens, das je
nach Aufgabe ganz unterschiedliche For-
men annehmen und mit unterschiedlichen
Koordinationsverfahren verwirklicht wer-
den kann. Der politikwissenschaftliche Be-
griff »Multilevel Governance« erfasst die-
se Vielfalt der Formen und Verfahren. Aus
ihm können Anregungen für eine pragma-
tische Reformstrategie abgeleitet werden,

die darauf zielt, den globalisierten Kapi-
talismus durch demokratische Politik ge-
meinwohl-verträglich zu gestalten und
seine selbstzerstörerischen Tendenzen ein-
zudämmen. Eine solche Reformstrategie
verlangt, dass die Politik in Mehrebenen-
systemen die Vielfalt der Governancefor-
men entsprechend den jeweiligen Auf-
gaben einsetzt.
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Nach 30 Jahren neoliberaler ideologischer
Vorherrschaft ist es wichtig, allem voran
den Unterschied zwischen deren Men-
schenbild, das inzwischen beherrschend ge-
worden ist, und dem der Sozialen Markt-
wirtschaft herauszustellen. Die Soziale
Marktwirtschaft geht davon aus, dass Men-
schen ihre Freiheit verantwortlich wahr-
nehmen wollen und dass eine Grundsi-
cherheit ihnen dabei hilft. Deren Diskredi-
tierung als »soziale Hängematte« lag den
Gründern der Sozialen Marktwirtschaft
vor dem Hintergrund der vorangegangenen
Krisen des Kapitalismus fern. Der markt-
radikale Neoliberalismus dagegen glaubt,
dass Menschen nur unter dem Druck von
Unsicherheit ihre Pflicht und Verantwor-
tung wahrnehmen, dass sie nicht durch
positive gemeinsame Aufgaben, sondern
prinzipiell durch individuellen Ehrgeiz
und/oder Angst vor (Status)Verlust zu mo-
tivieren sind. Solidarität dagegen nimmt
diesen Druck weg und lädt zur Verantwor-
tungslosigkeit (moral hazard) ein. Grund-

sätzlich handeln Menschen den Marktra-
dikalen zufolge als »homo oeconomicus«,
konzentriert auf ihre prinzipiell partiku-
laristischen mehr oder weniger materiel-
len bzw. finanziellen Interessen. Dieses so-
wohl eingeengte (und in der Wirtschafts-
wissenschaft inzwischen empirisch lang-
sam in Frage gestellte) als auch mit einer
pessimistisch-autoritären Anthropologie
unterlegte Menschenbild steht im Gegen-
satz zu dem der Sozialen Marktwirtschaft.
Es steht auch ganz im Gegensatz zur sozial-
demokratischen Tradition und basiert eher
auf paternalistisch-konservativen Prämis-
sen, die freilich so manche konservative
Sozialdemokraten inzwischen persönlich
teilen, ohne sich der grundlegenden Impli-
kationen bewusst zu sein.

Die entscheidende institutionelle Ver-
änderung im Vergleich zu den 50er und
60er Jahren der westdeutschen Bundesre-
publik liegt darin, dass nationalstaatliche
Politik heute nicht mehr die Reichweite
hat, um die Rolle, die ihr der Ordolibera-
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lismus zugedacht hat, wirksam zu spielen.
Auch sozialstaatliche Regelungen müssen
heute über den nationalen Rahmen hinaus-
reichen. Deshalb müssen alle früher natio-
nalstaatlich konzipierten politischen Ins-
trumente nun hinsichtlich der Institutio-
nen, der Akteure und der Verfahren neu
bestimmt werden.

Zu den neuen Herausforderungen für
eine Soziale Marktwirtschaft in der Globa-
lisierung gehört weiter fundamental die
sprunghaft gewachsene globale Interde-
pendenz. Sie hat zur Folge, dass wir uns
nicht mehr abschotten können, sondern
bis hin zu den Bedingungen unseres Über-
lebens gemeinsam und in globaler Abstim-
mung handeln müssen. Daraus folgt die
Notwendigkeit, weltweit koordiniert Prio-
ritäten in Bezug auf Klima, Ressourcenver-
brauch, Sicherheit und überhaupt öffentli-
che Güter wie saubere Luft und insgesamt
Nachhaltigkeit zu setzen. Dies stellt inso-
fern eine erhebliche ordnungspolitische
Herausforderung an eine globale Soziale
Marktwirtschaft dar, als diese ursprüng-
lich zwar unter Karl Schiller und Helmut
Schmidt auch die Praxis Keynesianischer
Global- und Konjunktursteuerung einbe-
zogen hat, aber nicht inhaltliche Prioritä-
ten in Bezug auf Produktion und Konsum
setzen wollte. Ganz wesentlich wird es da-
rauf ankommen, sogenannte negative ex-
terne Effekte von Produktionsentschei-
dungen, die öffentliche Güter wie saubere
Luft, Gesundheit, Bildung, Sozialausgleich
etc. tangieren, zunehmend in die Verant-
wortung der Verursacher zu legen, um den
Sinn für die Kosten zu steigern und sie ge-
gebenenfalls zu kompensieren.

Zu den neuen Herausforderungen zählt
auch, dass die Diskrepanzen zwischen arm
und reich, sowohl innerhalb der National-
staaten als auch zwischen der Ersten und
der Dritten Welt drastisch angewachsen
sind und sowohl das Rebellions- als auch
das Migrationspotenzial massenhaft ge-
steigert haben. Überdies hat diese Diskre-
panz zur Entstehung frei schwebenden

Kapitals beigetragen, das nicht für einen
angemessenen Konsum verwendet werden
kann und deshalb die Aufblähung, Vola-
tilität und leichtfertige Risikobereitschaft
der Finanzmärkte gesteigert hat.

In den vergangenen Jahren hat die Glo-
balisierung in den entwickelten Ländern
vor allem Sorgen verursacht,weil unter der
Vorherrschaft des marktradikalen Neolibe-
ralismus mit den Zielen Liberalisierung,
Deregulierung und Privatisierung der Ab-
bau von Sozial- und Lohnstandards un-
umgänglich und für Arbeitnehmer/innen
in den fortgeschrittenen Ländern nur ei-
ne Verliererperspektive übrig zu bleiben
schien. Nachdem erkennbar wurde, dass
die Industriegesellschaften nicht in eine
echte Lohnkonkurrenz zu Südostasien tre-
ten konnten und die mittelosteuropäischen
Länder sich hinsichtlich ihrer Standards in
einer überschaubaren Zeit den westeuropä-
ischen angleichen würden, hat diese Pers-
pektive ihr Monopol verloren. Stattdessen
gewinnen Ansätze wie die der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) an Plau-
sibilität, die, wenn auch in einer langfris-
tigen Perspektive, eine weltweite Anglei-
chung nach oben anstreben.

Um diesen neuen Aufgaben der Ge-
staltung von Wirtschaft zugunsten der
Menschen unter radikal veränderten Be-
dingungen gerecht zu werden, brauchen
wir in einer globalen Sozialen Marktwirt-
schaft angesichts der begrenzten Möglich-
keiten nationalstaatlicher Politik neue Ins-
titutionen, Akteure und Verfahren.

Auf den ersten Blick kommen als poli-
tisches Pendant zur globalisierten Wirt-
schaft regionale Staatenbündnisse wie die
Europäische Union, Regierungskonferen-
zen, internationale Organisationen wie
die Vereinten Nationen, die Weltbank, der
Weltwährungsfonds oder die Welthandels-
organisation sowie Wissenschafts- und
Medientreffen in Betracht. Insbesondere
die EU bietet hier ein wichtiges Hand-
lungsfeld, auf dem Regierungen, aber auch
zum Beispiel Gewerkschaften sich zu ei-
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nem gemeinsamen Handeln zusammen-
finden müssen. In den letzten Jahren hat
mit der Zunahme der Macht des Euro-
päischen Rates allerdings die solidarisch-
europäische Perspektive erheblich zuguns-
ten der nationalstaatlichen gelitten,mit ge-
fährlichen Konsequenzen für eine Wie-
derkehr deutscher Vorherrschaft in Euro-
pa. Hier ist ein Politikwechsel erforderlich,
wenn wir zu einer globalen Sozialen Markt-
wirtschaft gelangen wollen – übrigens im
wohlverstandenen langfristigen deutschen
Interesse.Ein rascher Neuanfang mit Grie-
chenland und den südlichen europäischen
Ländern gegen zerstörerische Austeritäts-
politik und zugunsten von solidarisch ge-
tragenem nachhaltigem Wachstum ist hier
geboten.

Eine der dringlichen Herausforderun-
gen liegt weiter darin, die EU trotz der na-
tionalstaatlichen Verantwortung für die
Sozialpolitik im Bewusstsein der Bürger
nicht nur als Repräsentantin eines eisigen
Globalisierungswindes, sondern zugleich
als politischen Raum sozialer Grundsiche-
rung erfahrbar zu machen. Sonst verliert
sie die Loyalität der Bürger zugunsten einer
verschärften Renationalisierung. In den
nach 1989 hinzugekommenen EU-Län-
dern ist die EU-Hilfe bis in den Alltag hi-
nein – durch Struktur- und Kohäsions-
fonds – noch gegenwärtig. Mit dem Süden
Europas ist nach der Finanzkrise nicht so
verfahren worden. Hier liegt sicher ein
Problem der Akzeptanz der EU in der Ge-
genwart. Während wir nach 1989 noch
dachten, der Osten müsse einfach in Rich-
tung des krisenfreien Westens aufschlie-
ßen, müssen wir nach 25 Jahren erkennen,
dass die ausgleichenden Aufgaben der So-
zialen Marktwirtschaft im globalen Kapi-
talismus nicht gelöst sind.

Allerdings reichen solche internatio-
nalen Zusammenschlüsse wie die wichtige
Europäische Union nicht aus. Zum einen
sind nationale wie internationale Parla-
mente und Regierungen oft an kurzfristige
Legislaturperioden gebunden, was ihnen

nachhaltige Entscheidungen erschwert.
Zudem dauert der Entstehungsprozess in-
ternationaler Vereinbarungen oft sehr lan-
ge. Überdies würde eine weltweit zentra-
lisierte politische Institution, wenn sie ef-
fektiv agieren soll, zugleich eine beacht-
liche Macht konzentrieren müssen, die
ihrerseits einer erheblichen Kontrolle be-
dürfte. Wer kontrolliert dann die Kontrol-
leure? Und schließlich sind dezentrale Ak-
teure und Kontrolleure oft näher am Ge-
schehen und daher viel effektiver als zen-
trale. Deshalb brauchen wir eine Ergän-
zung traditioneller politischer Akteure,
Verfahren und Institutionen.

Es gibt neue Chancen. Zu ihnen gehört
vorrangig die technologische Entwick-
lung, die neuen politi-
schen Akteuren wie ge-
meinnützigen Nichtregie-
rungsorganisationen un-
geahnte Handlungsmöglichkeiten eröffnet
hat. Sie ermangeln zwar anders als die de-
mokratisch gewählte Politik der Legitima-
tion durch Wahlen, bieten aber durch ver-
trauenswürdiges Handeln die Möglich-
keit, jenseits von Wahlperioden eine poli-
tisch legitime Gestaltung der Wirtschaft
anzuregen, Koalitionen dafür über natio-
nalstaatliche Grenzen hinweg aufzubauen
und die Einhaltung vereinbarter Regelun-
gen zu überwachen.

Auch Teile des global agierenden Un-
ternehmenssektors beginnen angesichts ih-
res drastisch gewachsenen Einflusses nicht
zuletzt aus wohlverstandenem eigenem In-
teresse ihre zunehmende Verantwortung
für eine den Menschen bekömmliche Wirt-
schaft zu erkennen und wahrzunehmen.
Herausragende Unternehmerpersönlich-
keiten bringen über ihre eigenen Unter-
nehmen hinaus in ihren Verbänden Verab-
redungen in Bezug auf Sozialstandards,
Arbeitsbedingungen, Ressourcenerspar-
nis oder Umweltschutz zum Tragen, deren
Realisierung über die traditionelle Politik,
die sich grenzüberschreitend koordinieren
müsste, sehr viel schwerer fallen würde.

Das neue politi-
sche Arrangement
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Mit seiner Aufforderung, sich einem
»Global Compact« für die Sicherung von
Arbeits- und Menschenrechten sowie für
den Schutz der Umwelt und gegen Korrup-
tion anzuschließen, hat der frühere Ge-
neralsekretär der Vereinten Nationen Kofi
Annan sowohl dem Privatsektor als auch
gemeinnützigen Nichtregierungsorgani-
sationen eine Basis für globale Regelungen
der Wirtschaft geschaffen. Denn Unterneh-
men können sich auf Normen festlegen,
wie sie im Global Compact vorgesehen sind
und aus den allgemeinen Menschen- und
Bürgerrechtserklärungen, aber auch der
Internationalen Arbeitsorganisation der
Vereinten Nationen folgen, und die Ein-
haltung dieser Normen kann von Nicht-
regierungsorganisationen mit Vertrauens-
kapital überprüft werden.Auf diesem Feld
hat sich etwa die NGO »Global Reporting
Initiative« eine wertvolle Reputation er-
worben, die Kriterienkataloge für die Über-
prüfung der Nachhaltigkeit von Unterneh-
mensentscheidungen ausgearbeitet hat und
von der sich namhafte Unternehmen wie
Allianz, Volkswagen oder der Springer-
Konzern »zertifizieren« lassen. Dahinter
steht die Einsicht der Unternehmen, dass
auch aus wohlverstandenem wirtschaftli-
chen Interesse ihr Reputationskapital sorg-
fältig gepflegt und vermehrt werden muss.

Nichtregierungsorganisationen kön-
nen auch wichtige Anstöße geben für ge-
setzliche Regelungen oder internationale
Konventionen z.B. gegen umweltschädliche
Produktionen oder Korruption, indem sie
Unterstützerkoalitionen bilden und im
Anschluss an Festlegungen durch die legi-
timierte Politik professionell die Durch-
führung kontrollieren. Dazu sind sie u.a.
dadurch besser fähig als die herkömmliche
Politik, weil sie oft mehr Vertrauen genie-
ßen, gerade weil sie sich anstößig oder wi-
derspenstig verhalten.

Das neue politische Arrangement für
die Globalisierung der Sozialen Markt-
wirtschaft liegt deshalb in einem Zusam-
menspiel der drei Akteure: staatliche Politik

(einschließlich der genannten verschiede-
nen Zusammenschlüsse), Unternehmens-
sektor und organisierte Zivilgesellschaft
(einschließlich z.B. der besonderen Rolle
der Gewerkschaften), das wir gemeinhin
»Global Governance« nennen und das zur
»Good Global Governance« weiterentwi-
ckelt werden muss, um den Zielen der So-
zialen Marktwirtschaft gerecht zu werden.
Dabei wäre die Rolle der beiden zusätz-
lichen Akteure Unternehmenssektor und
organisierte Zivilgesellschaft nicht, die le-
gitimierte Politik zu ersetzen, sondern ihr
– wie ehedem in der früheren Sozialen
Marktwirtschaft – in einer »antagonisti-
schen Kooperation«, die Konflikte ein-
schließt, bei der produktiven Lösung von
Problemen zu helfen.

Wie dabei im Einzelnen vorgegangen
werden soll, ist Sache der Erfahrung und
der Verständigung, die zu-
nehmend auf Freiwillig-
keit angewiesen ist. Die
oben angesprochene Fra-
ge, wie wir die Globalisierung nicht als all-
gemeine Entwicklung nach unten, sondern
hinsichtlich von Löhnen, sozialer Siche-
rung und Mitbestimmung als Gewinn für
alle »nach oben« gestalten können, lässt
verschiedene Wege offen. Ob dies in sank-
tionsfähige Bedingungen gekleidet werden
soll, die etwa im Zuge der Aufnahme von
neuen Ländern in die Welthandelsorgani-
sation realisiert werden müssten, oder, wie
der indische Ökonom Jagdish Bhagwati
dagegen argumentiert, als freiwillige Ver-
abredung mit regionalen Gewerkschaften
und NGOs, die die Verhältnisse vor Ort
besser kennen und durch ein freiwilliges
Verfahren eher als Partner anerkannt wür-
den, ist offen. Bhagwatis Bevorzugung der
Vorschläge der International Labor Orga-
nization, die kenntnisreicher ausgearbeitet
und daher für die Partner vor Ort eher zu-
stimmungsfähig wären als Konditionalitä-
ten der Welthandelsorganisation, hat eini-
ges für sich. Letztlich steht sein Plädoyer
für Freiwilligkeit im Einklang mit der Ein-

Unsere nächsten
Aufgaben
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sicht, dass globale Regelungen nicht mehr
durch ein nationales Gewaltmonopol sank-
tioniert werden können und dass daher
der Überzeugungskraft universaler Werte
und der Bekräftigung von Partnerschaft-
lichkeit in der freiwilligen Aushandlung
immer mehr Bedeutung zukommen wer-
den: »Wir müssen uns wirklich darauf be-
sinnen, dass Gott uns nicht nur Zähne,
sondern auch eine Zunge gab. Und eine
gute Standpauke zu einer moralischen Fra-
ge ist heute eher erfolgreich als ein Biss«,
so Bhagwati in seinem Buch Verteidigung
der Globalisierung. Die Bekräftigung der
Vorschläge der ILO und die Anerkennung
der international agierenden Gewerkschaf-
ten ebenso wie der gemeinwohlorientierten
NGOs als Partner in der Good Govern-
ance gerade auch von wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungen ist jedenfalls ein
wichtiges funktionales Äquivalent für die
frühere innerstaatliche Sozialpartnerschaft.

Hinsichtlich der notwendigen Rege-
lungen für den globalen Markt ist vor
allem die Unterscheidung zwischen dem
gewünschten Freihandel auf den Güter-
märkten einerseits und der zerstörerischen
Deregulierung auf den Finanzmärkten an-
dererseits von herausragender Bedeutung.

Akut dringlich und vorrangig erscheint
für eine globale soziale Marktwirtschaft
die Rücknahme der Deregulierung der Fi-
nanzmärkte, die sich von den Gütermärk-
ten durch eine besondere Volatilität, Un-
übersichtlichkeit, Kurzfristigkeit der Hand-
lungsperspektive und Bindungslosigkeit
hinsichtlich der Verantwortung unterschei-
den. Durch Kapitalentzug können zum
Beispiel auf einem völlig deregulierten Fi-
nanzmarkt ganze Währungen abgewertet
und Volkswirtschaften ruiniert werden.

Deshalb ist eine Regulierung und Kon-
trolle der Finanzströme und von Kapital-
importen notwendig, auf die sich Regie-
rungen einigen können, sofern sie nicht,
wie die britische, auf die überwiegende
Umwandlung ihrer Güterproduktion in
eine Finanzwirtschaft gesetzt haben. Die
bisherige Unübersichtlichkeit der Finanz-
märkte hat zu hochriskanten Handlungen
verführt, die von heute auf morgen durch
einen Vertrauenseinbruch in Panik und in
ein zerstörerisches Herdenverhalten um-
schlagen können, das weltweite Rezessi-
onen auslöst. Je ungedeckter das Risiko,
desto eher. Die generelle Aufgabe lautet:
Alles einzuschränken, was Unternehmen
vor den Risiken des Wettbewerbs bewahrt,
weil sie darauf zählen können, bei Fehl-
entscheidungen oder Scheitern vom Staat
oder von der Staatengemeinschaft gerettet
zu werden. Solche systemischen, das heißt
de facto öffentlichen Gewichte müssen
auch öffentlich stärkerer Kontrolle unter-
liegen oder »entflochten« werden, damit
Fehlentscheidungen nicht ohne vorherige
Handlungsmöglichkeit von der Öffent-
lichkeit »ausgebadet« werden müssen. Bis-
her haben wir das »Too Big To Fail«-Prob-
lem jedenfalls nicht gelöst.

Die Kontrolle solcher Regelungen muss
nicht unbedingt und allein durch zentrale
Institutionen wie den Weltwährungsfonds
erfolgen, weil jede dieser Institutionen
durch die Interessen ihrer wichtigsten Trä-
ger geprägt ist und die Gefahr von Macht-
konzentrationen die Chancen durchsichti-
ger Kontrollen übersteigen kann. Auch
hier vermögen Nichtregierungsorganisa-
tionen einen wertvollen Part zu spielen,
weil sie häufig freier handeln können und
näher am Geschehen sind.
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